
Satzung 
====== 

 
über  d ie Ordnung auf  dem Fr iedhof  der Ortsgemeinde W armsroth 

 
vom 26.03.2010 

---- - - - - - - - - -  
 
Der Ortsgemeinderat von Warmsroth hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz 
(GemO) sowie der §§ 2, Abs. 3, 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 Satz 1 des Bestattungsgesetzes (BestG) in seiner 
Sitzung am 02.03.2010 folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird: 
 
 

§ 1 
 

Der  Fr iedhof  is t  Eigentum der  Gemeinde W armsroth .Er d ient der 
Beisetzung a l ler  Personen, d ie bei ihrem Tode in der Gemeinde 
ihren W ohnsi tz oder  Aufenthal t  hat ten oder denen ein Anrecht  auf   
Benutzung e ines W ahlgrabes zusteht .  Für  andere Personen bedarf  es der 
besonderen Er laubnis  der  Gemeindeverwaltung. 
 

§ 2 
 

Der  Fr iedhof  is t  während der  festgesetzten Zeiten für  den Besuch  
geöf fnet.  Die Besuchszei ten werden an dem Eingang bekannt gegeben. 
 

§ 3 
 

Die Besucher  haben s ich ruhig und der W ürde des Or tes  entsprechend 
zu benehmen.  Kinder unter 12 Jahren sol len den Fr iedhof  nur  in   
Begle itung von Erwachsenen und unter  deren Verantwortung betreten. 
Die von der Gemeindeverwaltung er lassenen besonderen Verhal tensvor-  
schr i f ten s ind zu beachten.  Den Anweisungen der mit  der  Aufs icht be- 
trauten Personen,  denen auf  dem Fr iedhof  das Hausrecht  zusteht,  is t  
Folge zu le is ten. 
 

§ 4 
 
Innerhalb des Fr iedhofes is t  insbesondere verboten 
a) das Mitbr ingen von T ieren; 
b)  das Rauchen und Lärmen; 
c)  das Befahren der  Wege mit  Fahrzeugen a l ler  Ar t ,  sowei t  n icht 
    besondere Genehmigung von der Gemeindeverwal tung er te i l t  is t ;  
d)  der Aufenthal t  zum Zwecke des Zuschauens bei  Beerdigungsfe ier-  
    l ichkeiten für  a l le  n icht  zum Trauergefolge im weiteren Sinne 
    Gehörenden; 
e)  das Verte i len von Druckschr i f ten ohne Genehmigung; 
f )  das Fei lb ieten von W aren a l ler  Ar t ,  sowie das Anbieten  
   gewerbl icher Dienste,  sowei t  n icht  e ine Genehmigung vor l iegt;  
g)  das Übers te igen der Einf r ied igung, das Beschädigen oder  Be- 
    schmutzen der Denksteine, Bänke, Baul ichkei ten und der gärtner ischen 
    Anlagen sowie das Ablegen von Abraum außerhalb der h ier für   
    vorgesehenen Plätze; 
h)  das unbefugte Abreißen oder  Mi tnehmen von Blumen, Pf lanzen,  
    Sträuchern,  Erde und sonst igen Gegenständen; 
i)  d ie W asserentnahme zu anderen Zwecken a ls  zu Zwecken der  Grabpf lege. 
j)    Gewerbsmäßig zu fotografieren, es sei denn, 
       aa) ein entsprechender Auftrag eines Nutzungsberechtigten liegt vor 

 bb) die Friedhofsverwaltung hat zugestimmt. Für das Verwaltungsverfahren gilt § 5 Abs. 1 Satz 2 und 3       
entsprechend 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
§ 5����)   
 
(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner und sonstige mit der Gestaltung und Instandhaltung von Grabstätten 
befasste Gewerbetreibende bedürfen für Tätigkeiten auf dem Friedhof, vorbehaltlich anderweitiger 
gesetzlicher Regelungen, der vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung, die gleichzeitig den 
Umfang der Tätigkeiten festlegt. Auf das Verwaltungsverfahren finden die Bestimmungen über die 
Genehmigungsfiktion nach § 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) mit der Maßgabe 
Anwendung, dass die Frist nach § 42a Abs. 2 Satz 1 VwVfG vier Wochen beträgt. Das Verfahren kann über 
einen einheitlichen Ansprechpartner im Sinne des § 1 Abs. 1 des Landesgesetzes über die einheitlichen 
Ansprechpartner in Verwaltungsangelegenheiten vom 27.10.2009, GVBl. S. 355 abgewickelt werden.  
(2) Zugelassen werden nur solche Gewerbetreibende, die in fachlicher, betrieblicher und persönlicher 
Hinsicht zuverlässig sind. 
(3) Zugelassene Gewerbetreibende erhalten eine Berechtigungskarte. Diese ist dem Friedhofspersonal vom 
Gewerbetreibenden oder seinen Mitarbeitern auf Verlangen vorzuzeigen. 
(4) Die Zulassung kann entzogen werden, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht mehr vorliegen 
und die Gewerbetreibenden trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung gegen die Bestimmungen der 
Friedhofssatzung verstoßen. 
 
 
 
 

§ 6 
 
Der  von dem Standesbeamten ausgeste l l te  Beerdigungs-Er laubnis-Schein 
is t  bei  der Gemeindeverwaltung einzureichen.  Sie führt  d ie Begräbnis-  
l is te und setzt  Tag und Stunde der  Beerdigung fes t.  
 

§ 7 
 
Die T iefe des Grabes b is zur Oberkante des Sarges muss mindestens 
1 Meter betragen. 
 
 

§ 8 
 
Die Ruhefr is t  b is  zur  W iederbelegung beträgt  30 Jahre.  Bei  Gräbern von 
Verstorbenen im Alter  b is zu 5 Jahren beträgt d ie Fr ist  15 Jahre. 
 

 
§ 9 

 
(1)  Sämtl iche Grabstät ten b leiben Eigentum der  Gemeinde~ .  
     An ihnen bestehen nur Rechte nach d ieser Satzung 
(2) Die Gräber  werden e ingete i l t  in 

a)  Reihengräber ,  
b)  W ahlgräber .  

 
 
 
 
 
 

                                            
� Für das Verfahren zur grenzüberschreitenden vorübergehenden und gelegentlichen Erbringung von 
Dienstleistungen wird insbesondere auf die EU/EWR-Handwerk-Verordnung vom 20.12.2007 (BGBl. 
I S.3075) und auf die §§ 4 ff. der Gewerbeordnung verwiesen. 



 
 
 
 
 
 
 

§ 10 
 
(1)  Es werden e inger ichtet :  

Reihengräber für  Vers torbene b is  zu 5 Jahren, 
Reihengräber für  Vers torbene über 5 Jahre.  

(2)  Die Gräber  haben fo lgende Maße: 
a)  Reihengräber  für  Verstorbene b is zu 5 Jahren 

Länge 1,20 m 
Breite 0,60 m 
Abstand 0,50 m 

b) Reihengräber  für  Verstorbene über  5 Jahre 
Länge 2,10 m 
Breite 0,90 m 
Abstand 0,50 m 

 
§ 11 

 
Es wird der  Reihe nach beigesetzt ,  Umbettungen aus e inem Reihengrab 
in e in anderes Reihengrab s ind unzuläss ig. 
 

§ 12 
 
Reihengräber s ind spätestens 6 Monate nach der Beisetzung würdig herzu- 
r ichten. Bis  zum Ablauf  der  Ruhefr is t  s ind s ie ordnungsmäßig instand zu 
hal ten. Geschieht  d ies  trotz Auf forderung n icht ,  so können d ie Gräber 
e ingeebnet werden. 
 

§ 13 
 
(1)  Unter W ahlgräbern s ind solche Grabste l len zu verstehen, für  d ie 

für  e ine längere Dauer  e in Nutzungsrecht ver l iehen wird. Nach 
Maßgabe des Bedürfn isses und der  vorhandenen F lächen werden solche  
Gräber  einger ichtet.  Als Mindestmaße gelten für  e in Einzelgrab 
2,10 m Länge und 0,90 m Breite.  Bei mehrs te l l igen Gräbern erhöht  
s ich d ie Bre i te entsprechend der Zahl der Grabstel len. 

(2)  Die Abstände zwischen den W ahlgräbern betragen 0,50 m. 
(3)  Die Nutzungsrechte an W ahlgräbern werden durch Ver le ihung  
     erworben.  Hierfür  is t  e ine Gebühr  nach näherer Best immung der 

Fr iedhofsgebührensatzung zu zahlen. Über  den Erwerb wird e ine 
Urkunde ausgeste l l t .  Die Übertragung des Nutzungsrechtes an 
Dr i t te  ohne Zust immung der Gemeindeverwal tung is t  unzuläss ig. 
Das Nutzungsrecht  wird auf  40 Jahre, gerechnet vom Tage der 
Ver le ihung an,  festgesetzt .  
In  den W ahlgräbern können der b isher ige Inhaber  des Nutzungs- 
rechtes und seine Angehör igen bestattet  werden. Als Angehör ige 
gel ten: 
a)  Ehegat ten, 
b)  Verwandte auf-  und abste igender  Lin ie, 
    angenommene Kinder und Geschwister,  

 c)  d ie Ehegat ten der  unter b)  bezeichneten Personen. 
(4)  Das Nutzungsrecht  kann auf  Antrag durch d ie Gemeindeverwal tung 
     gegen Zahlung der  in  der Gebührensatzung fes tgesetzten Gebühren 
     erneut für  e inen weiteren Zei traum ver l iehen werden. 
 
 
 
 
 



 
(5)  Nach Er löschen des Nutzungsrechtes und nach Ablauf  der Ruhefr is t  
     kann d ie Gemeindeverwaltung über d ie Grabstät ten anderwei t ig  
     verfügen. Die bisher igen Inhaber  der  Nutzungsrechte s ind dann 
     verpf l ichtet ,  Grabdenkmäler  und Grabeinfassungen sofort  zu 
     entfernen.  Andernfa l ls  is t  d ie Gemeindeverwaltung berecht igt ,  
     nach Ablauf  e iner 6-wöchigen Fr is t  und nach vorher iger   
     Ankündigung,  d ie Gräber  auf  Kosten der  Nutzungsberecht ig ten abzuräumen 
     und d ie aufstehenden Denkmäler und Einfassungen for tzuschaf fen. 
 
 
 
 
(6)  Das Nutzungsrecht  an W ahlgräbern kann ohne Entschädigung ent-  

zogen werden,  wenn d ie Grabstät ten mit  Zubehör  n icht  den  
Vorschr i f ten entsprechend angelegt oder in der Unterhaltung  
vernachläss igt  werden. In  d iesen Fäl len muss zuvor e ine schr i f t l iche 
Auf forderung ergangen sein. Sind d ie Berecht igten unbekannt  oder 
n icht zu ermit te ln,  genügt e ine öf fent l iche, befr is tete  
Auf forderung in Form einer Bekanntmachung. 

 
 

 
 
 

§ 14 
 

Urnengrabstätten 
 
1. Aschen dürfen beigesetzt werden 

a) in Urnenreihengrabstätten 
b) in Urnenwahlgrabstätten 
c) in Reihengrabstätten 
d) in Wahlgrabstätten 
e) in Urnenwänden. 

 
2. Urnenreihengrabstätten sind Aschestätten, die der Reihe nach belegt und erst im Todesfall auf die 

Dauer der Ruhezeit zur Beisetzung abgegeben werden. 
 
3. Urnenwahlgrabstätten sind Aschestätten, für die auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 

40 Jahren ( Nutzungszeit) verliehen wird. In einer Urnenwahlgrabstätte dürfen zwei Urnen beigesetzt 
werden. 

 
3.          a. Eine Urne kann auch in der vorhandenen Urnenwand bestattet werden. Die   Ruhefrist hierfür   

beträgt 30 Jahre und kann im Bedarfsfall, bei Doppelbelegung einer Einzelnische, vom Zeitpunkt der 
Zweitbelegung an gerechnet, um höchstens 30 Jahre verlängert werden. Eine weitere Verlängerung 
ist nicht zulässig. 

 
 

b. Wird nach Erlöschen des Nutzungsrechts bei den Gräbern bzw. der Ruhefrist bei der Urnenwand 
            die Frist nicht mehr verlängert, so hat die Gemeindeverwaltung das Recht, die beigesetzten 
            Aschenbehälter entfernen zu lassen. Die Asche wird dann an geeigneter Stelle des Friedhofes in 
            würdiger Weise der Erde übergeben. 

 
4. Die Beisetzung ist der Friedhofsverwaltung rechtzeitig anzumelden. Der Anmeldung sind eine 

Ausfertigung der standesamtlichen Sterbeurkunde und die Bescheinigung des Trägers der      
Feuerbestattungsanlage über die Einäscherung beizufügen. 

 
 
 

 
 
 
 
 



 
 

§ 15 
 
(1)  Die Err ichtung von Grabmälern,  Einf r ied igungen, Einfassungen und 

sonst igen baul ichen Anlagen oder deren Änderung is t unbeschadet  
der  nach baupol ize i l ichen und sonst igen Vorschr i f ten  
er forder l ichen Er laubnis nur mit  Einwi l l igung der Gemeindeverwal tung  
gestat tet .  

(2)  Vor  Erte i lung der  Genehmigung darf  mit  den Arbeiten n icht  
     begonnen werden.  Ohne Genehmigung aufgeste l l te Grabmäler usw. 

können auf  Kosten des Verpf l ichteten von den  
Gemeindeverwaltung entfernt  werden. Mit  dem Antrag s ind Zeichnungen in 
doppel ter  Ausfert igung im Maßstab 1 :  10 e inzure ichen. Aus 
dem Antrag (Beschreibung) und den Zeichnungen müssen a l le 
Einzelhei ten der Anlage ers icht l ich sein; Die Schr if tenzeichnung 
ist  in  natür l icher Größe vorzulegen. 
 

 
§ 16 

 
Die Genehmigung kann versagt werden,  wenn das Grabmal usw.  n icht 
den Vorschr i f ten der  Fr iedhofssatzung entspr icht .  Ein g le iches 
g i l t  für  d ie W iederverwendung a l ter  Grabmäler.  
 

§ 17 
 
(1)  Die Grabmäler so l len s ich in  die Gestal tung und das Gesamtbi ld 

des Fr iedhofs e inordnen und s ich den benachbar ten Grabmälern 
nach Form und Farbe anpassen. 

(2)  Grabmäler  müssen aus wet terbeständigem W erkstof f ,  Ste in,  Holz 
oder  Meta l l  (z.B.  Schmiedeeisen) -hergeste l l t ,  nach den  
Erfordern issen der jeweil igen Umgebung gesta l te t  und  
handwerksgerecht ,  schl icht und dem W erkstof f  gemäß bearbei tet  se in. 
Grabmäler so l len mögl ichst  keinen s ichtbaren Sockel  haben. 

(3} Eine g le ichart ige Bearbeitung a l ler  Seiten e ines Grabmals 
(  auch der Rückseite)  is t  grundsätzl ich erwünscht.  

(4)  Nicht zugelassen s ind 
a) Grabmäler aus Beton\7erkste in, sowei t  s ie  n icht   
Naturs teincharakter haben und handwerksgerecht gearbei tet  s ind,  
b)  aufgetragener oder  angesetzter  ornamentaler  oder f igür l icher 
Schmuck aus Zement,  Porzel lan oder  Meta l l ,  
c)  Grabmäler  aus Kunststof f ,  G ips , Glas,  Porzel lan sowie aus 
Kork-,  Topf-  oder Grot tenste inen, 
d)  Inschr i f ten, d ie der W eihe des Or tes n icht  entsprechen, 
e)  L ichtb i lder.  

(5)  Stehende Grabmäler so l len a l lgemein n icht  höher  a ls 1,20 m 
für Erwachsene und 0,70 m für Kinder sein. Dabei  sol l  das 
Verhältn is Bre ite zur  Höhe 1 :  1,5 b is  1 :  2 ,5 betragen. 
L iegende Grabmäler (Grabplat ten oder sog.  Kissensteine) s ind 
erwünscht.  

(6)  Die Gemeindeverwaltung is t  berecht ig t ,  in begründeten Fäl len 
Ausnahmen zuzulassen. 

 
 

§ 18 
 
Firmenbezeichnungen dürfen nur  in  unauf fä l l iger  W eise,  mögl ichst 
se it l ich an den Grabmälern,  angebracht  werden. 
 
 
 
 
 
 



 
 
 

§ 19 
 
(1)  Die in  § 15 genannten Anlagen dürfen vor Ablauf  des Nutzungs- 
rechts n icht  ohne Einwi l l igung der  Gemeindeverwaltung entfernt 
werden. 
(2)  Nach Ablauf  des Nutzungsrechts  (bzw.  der Ruhefr is t  bei   
Reihengräbern) s ind Grabmäler usw. von den Berecht igten zu entfernen. 
Geschieht  das nach Auf forderung n icht ,  werden d ie Grabmäler usw. 
auf  Kosten der Berecht ig ten von der Gemeindeverwal tung  
abgeräumt. Die Grabmäler  usw.  gehen entschädigungslos  in  das  
Eigentum der Gemeinde über.  
(3)  Künst ler isch oder geschicht l ich wer tvol le  Grabmäler  oder solche, 
d ie a ls  besondere Eigenar t  des Fr iedhofes aus f rüheren Zeiten 
zu gel ten haben, unterstehen dem besonderen Schutz der Gemeinde 
im Einvernehmen mit  dem zuständigen s taat l ichen Denkmalpf leger .  
Sie werden in e inem besonderen Verzeichnis  geführt  und dürfen 
n icht ohne besondere Einwi l l igung entfernt oder  abgeänder t werden. 
 
 
 
 
 
 
 

§ 20 
 

(1)  Al le Grabdenkmäler und Grabeinfassungen s ind entsprechend ihrer 
Größe in f rostf re ier  T iefe dauerhaf t  zu gründen (Beton-  oder 
Ste infundament) .  Auch Holzkreuze s ind im Erdre ich in  e inem 
Betonk lotz zu befest igen. 
(2)  Die Nutzungsberecht igten (  zur  Unterhaltung und Pf lege  
Verpf l ichteten)  s ind für  a l le Schäden haf tbar ,  d ie info lge ihres   
Verschuldens,  insbesondere durch Umfal len der  Grabmäler bzw.    
Abstürzen von Tei len derselben verursacht werden. Die  
Gemeindeverwaltung kann Grabmäler ,  d ie umzustürzen drohen oder  
wesent l iche Anzeichen der Zers törung aufweisen, umlegen oder ent fernen 
lassen,  wenn die Nutzungsberecht igten 's ich weigern oder  außer 
Stande s ind,  die W iederhers te l lung ordnungsgemäß zu veranlassen. 
Sind d ie Nutzungsberecht igten n icht zu ermit te ln,  so kam1 die 
Gemeindeverwaltung nach entsprechender  ortsübl icher  
Bekanntmachung das Nöt ige veranlassen. 
 

§ 21 
 
(1)  Al le Grabstät ten müssen in e iner des Fr iedhofs würdigen W eise 
gär tner isch angelegt und unterhalten werden. 
(2)  Grabbeete dürfen n icht über  20 CD hoch sein. 
(3)  Zur  Bepf lanzung der Grabstätte s ind nur  geeignete Gewächse zu 
verwenden,  welche d ie benachbar ten Gräber  n icht s tören.  Das 
Pf lanzen,  Umsetzen oder  Besei t igen von Bäumen,  größer  werden-  
den Sträuchern und Hecken bedarf  der Einwi l l igung der   
Gemeindeverwaltung.  Al le  gepf lanzten Bäume und Sträucher  gehen in das 
Eigentum des Fr iedhofseigentümers über.  
(4)  Verwelk te Blumen und Kränze s ind von den Gräbern zu entfernen. 
(5)  Das Bestreuen der  Grabstätte mi t  Kies  oder  Geste insspl i t t  sowie 
das Aufste l len unwürdiger  Gefäße,  z.B. Konservendosen,  zur  
Aufnahme von Blumen is t  verboten. 
 
 
 
 
 



 
 
 

§ 22 
 
Es werden durch die Gemeindeverwaltung oder e inen von ihr   
Beauf tragten geführ t :  

a)  Verzeichnisse der  beigesetzten Vers torbenen mit  laufenden 
    Nummern der  Reihengräber,  der  ver l iehenen W ahlgräber und 
    eine Namenskartei ,  
b)  Belegungspläne. 

 
§ 23 

 
Die Erhebung e iner  Benutzungsgebühr  für  Reihen- und W ahlgräber ,  
sowie für  d ie Benutzung der  Leichenhal le er folgt  aufgrund einer 
besonderen Satzung über  die Erhebung von Fr iedhofsgebühren  
(Fr iedhofsgebührensatzung) .  
 

 
§ 24 

 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die §§ 2,4,5,11,14,15, 17 und 21 der Satzung oder 
auf grund der Satzung ergangene vollzieh bare Anordnungen verstößt, handelt ordnungswidrig 
im Sinne des § 24 Abs. 5 der Gemeindeordnung. Eine Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 500,00 EURO geahndet werden. 
Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 (BGBI. S.! 481 ) in seiner jeweils 
geltenden Fassung findet Anwendung. 
Die Anwendung von Zwangsmitteln richtet sich nach den Vorschriften des 
Landesvollstreckungsgesetzes für Rheinland-Pfalz. 
 
 
 

§ 25 
 
Diese Satzung tr i t t  am Tage nach ihrer  Bekanntmachung in Kraf t .  
Gle ichzei t ig tr i t t  d ie Fr iedhofsordnung der  Or tsgemeinde W armsroth 
vom 20.02.1974 mit  den Änderungen vom 24.07.2000 und 09.11.2001 außer  Kraf t .  
 
 
 
W armsroth, den 26.03.2010 
 
 
Schnipp 
Ortsbürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


